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1 Einleitung 

Die planbedingten, voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen sind regelmäßig zu ermit-
teln und in einem Umweltbericht als Teil der Begründung zu beschreiben und zu bewerten. 
Die Umweltprüfung ist von der Kommune in eigener Verantwortung durchzuführen. Die Kom-
mune legt dazu in jedem Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detailgrad die Ermittlung 
der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Sie bezieht sich auf das, was nach gegenwär-
tigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detail-
grad des Bauleitplanes in angemessener Weise verlangt werden kann. Liegen Landschaftspläne 
oder andere Fachplanungen vor, so sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der 
Umweltprüfung heranzuziehen. 

Die folgende Umweltprüfung orientiert sich an der im Rahmen einer Aufstellung zum Bebau-
ungsplan möglichen bzw. notwendigen Detailschärfe.  

2 Rechtliche Vorgaben 

Bestandteil der Entwurfsbegründung zur Aufstellung eines Bebauungsplans ist gemäß 
§ 2a  BauGB ein Umweltbericht. In diesem werden die nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 
aufgeführten Aspekte des Umweltschutzes ermittelt und bewertet. Die Inhalte des Umweltbe-
richtes entsprechen der Anlage 1 zum BauGB. 

Umweltrelevante Vorgaben der Landesentwicklungspläne und –programme wurden im Gebiets-
entwicklungsplan berücksichtigt. Die für die Flächen bedeutsamen Ziele des Umweltschutzes er-
geben sich aus den einschlägigen Fachgesetzen (z. B. Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, 
Landschaftsgesetz NW, Wasserhaushaltsgesetz, Landeswassergesetz, Bundes- und Landesbo-
denschutzgesetz, die Bodenschutzklausel und das Immissionsschutzrecht). 

3 Kurzdarstellung von Inhalt und Zielen  

3.1 Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich 

Der Planbereich befindet sich östlich des rechtsgültigen Bebauungsplangebietes Nr. N 8/2– Bud-
berger Straße – (Teil 1). Nach Süden wird das Plangebiet begrenzt durch das vorhandene Ge-
werbegebiet Ost III (Duirlinger Straße), nach Westen durch die Straße Baustedter Kamp. Die öst-
liche Grenze verläuft in ca. 460 m Abstand zu dieser Straße, die nördliche Grenze bildet eine in 
etwa 125 m Abstand nördlich des Ravensackerweges verlaufende Parallele. 

Überplant werden die Flurstücke 13 (teilweise), 14 (teilweise), 15 (teilweise), 53, 54, 58, 302 
(teilweise), 264 (teilweise), 289 (teilweise), 123, 124 (teilweise), 137 (teilweise), 176 (teilweise), 
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220, 221, 223, 224, 225 (teilweise) und 226 (teilweise) in der Flur 8 der Gemarkung Klein-Net-
terden. 

Die Entfernung zum Stadtzentrum von Emmerich am Rhein beträgt ca. 4.500 m, die Bundes-
straße B 8 verläuft in etwa 2.800 m Entfernung, der Anschluss zur Autobahn A 3 ist in 5 Minuten 
Fahrzeit erreichbar. 

3.2 Anlass und Ziel der Planung  

Gemäß der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein sind im Orts-
teil Klein-Netterden insgesamt ca. 50 ha gewerbliche Bauflächen im Anschluss an das be-
stehende Gewerbegebiet Ost III vorgesehen. Für etwa die Hälfte dieser Fläche wurde der Be-
bauungsplan Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 1) aufgestellt. Nach Veräußerung eines Groß-
teils der Flächen an einen Großinvestor besteht die Nachfrage nach Erweiterungsflächen über 
den 1. Bebauungsplanbereich hinaus in Richtung Osten. Um eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung gemäß den Darstellungen der im Jahr 2008 vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
beschlossenen Rahmenplanung und der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes zu ermögli-
chen, soll das Planungsrecht über einen weiteren Bebauungsplan im Anschluss an den 1. Teil 
geschaffen werden. 

Zu diesem Zweck wurde in den vergangenen Jahren bereits ein Bauleitplanverfahren bis zum 
Stand der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches durchgeführt, aufgrund eigentums-
rechtlicher Restriktionen aber nicht abgeschlossen. Seit 2008 wurde die Planung nicht weiter 
verfolgt. Da sich zwischenzeitlich das Planungsrecht mehrfach geändert hat und insbesondere 
die Regelungen zum Arten- und Klimaschutz zu berücksichtigen sind, besteht das Erfordernis, 
das Bauleitplanverfahren nochmals neu durchzuführen. 

Beim Projektgebiet handelt es sich um bislang vollständig landwirtschaftlich genutzte Flächen 
mit einer Gesamtgröße von ca. 22,9 ha. Das Plangebiet schließt in Höhe der Straße Baustedter 
Kamp an den bestehenden Bebauungsplan an und dehnt sich ca. 460 m nach Osten entlang des 
Ravensackerweges aus.  

Durch den Bebauungsplan wird die Möglichkeit eröffnet, Erweiterungsflächen für einen be-
stehenden Investor zu schaffen und die dringende Nachfrage nach weiteren Gewerbegrundstü-
cken im Stadtgebiet von Emmerich am Rhein zu decken. 

Ziele und Zwecke der Aufstellung des Bebauungsplanes sind: 

• Schaffung von gewerblicher Nutzung auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen am 
Ortsrand von Emmerich am Rhein, 

• Einordnung des künftigen Gewerbegebietes in die vorhandene Umgebung, 

• Berücksichtigung des § 51a LWG zur Niederschlagswasserbeseitigung, 

• Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft, 

• Berücksichtigung der Belange des Immissionsschutzes. 
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3.3 Planinhalt  

Als Art der baulichen Nutzung ist ein Gewerbegebiet (GE) vorgesehen. Um für die künftigen Ge-
werbebetriebe eine hohe Flexibilität bei der Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Grund-
stücksflächen zu erzielen, wird die Grundflächenzahl (GRZ) einheitlich auf 0,8 festgesetzt. 

Aus dem gleichen Grund wird die Baumassenzahl (BMZ) auf 10,0 festgesetzt. Um eine un-
erwünschte Höhenentwicklung im Gebiet zu verhindern wird flankierend eine maximale Gebäu-
dehöhe von 30,00 m über NN festgesetzt. Dies entspricht unter Berücksichtigung der derzeitigen 
Urgeländehöhen einer möglichen Höhe baulicher Anlagen von ca. 15,0 m. Die Höhenabwicklung 
der künftigen Gewerbehallen orientiert sich damit an dem Maß der umgebenden Nutzung im 
Gewerbegebiet Ost III. 

3.3.1 Verkehr  

Das Plangebiet wird von der Weseler Straße (K 16) über die neue Trasse der Budberger Straße 
im Plangebiet Nr. N 8/2 – Teil 1 erschlossen. Diese Trasse wird nach Osten über den Ravensa-
ckerweg verlängert. Der Ravensackerweg ist in seiner Lage geringfügig zu verschieben und wird 
entsprechend der verkehrlichen Bedeutung ausgebaut. Die Führung der Planstraße berücksich-
tigt die derzeitigen Eigentumsstrukturen und ermöglicht die Beibehaltung der bestehenden We-
geführung bis zum Zeitpunkt der Verfügbarkeit der Flächen. 

Der Ausbauquerschnitt des neuen Ravensackerweges beträgt insgesamt 15,00 m und beinhaltet 
neben der Kernfahrbahn mit einer Breite von 6,50 m einen Parkstreifen, beidseitige Gehwege 
und einen seitlichen Streifen für die Anlage von Bodenfiltern für die Straßenentwässerung. Auf-
grund der vorgesehenen Nutzungskonzeption ist eine weitere verkehrliche Erschließung des 
Plangebietes nicht vorgesehen. 

3.3.2 Versorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Strom, Gas und Wasser kann durch die Stadtwerke Emmerich 
am Rhein sichergestellt werden. Die Gas- und Wasserversorgung des geplanten Gewerbegebie-
tes kann voraussichtlich durch den Anschluss an vorhandene Leitungen in der Weseler Straße 
bzw. der Albert- Einstein-Straße erfolgen. Im Verfahren erfolgt eine entsprechende Abstimmung 
mit den Versorgungsträgern. 

Die Müllabfuhr übernimmt ein von der Stadt Emmerich am Rhein beauftragtes Unternehmen. 

3.3.3 Abwasserentsorgung 

3.3.3.1 Schmutzwasser 

Zur Schmutzwasserbeseitigung im Plangebiet Nr. N 8/2 Teil 2 wurden bereits im Teil 1 Vorkeh-
rungen getroffen. Hierzu wurde das Schmutzwasserpumpwerk Budberger Straße entsprechend 
ausgelegt und eine separate Zulaufleitung für das Teilgebiet 2 aus Steinzeugrohren DN 250 mm 
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angeschlossen. An diese Zulaufleitung ist die noch zu erstellende Freigefällekanalisation des 
Teils 2 anzuschließen. Anschlusspunkt ist dabei der Schacht Nr. 12234. 

Für den westlich angrenzenden Bebauungsplanbereich konnte nachgewiesen werden, dass im 
vorhandenen Kanalnetz ausreichende Kapazitäten für den Anschluss weiterer Gewerbeflächen 
bestehen. Die im bestehenden Gewerbegebiet Ost III nach den technischen Bestimmungen sei-
nerzeit für die Entwässerungskonzeption zugrunde gelegten Schmutzwassermengen (0,5 l/s/ha) 
werden aufgrund der entstandenen Branchenstruktur deutlich unterschritten (0,15 l/s/ha). 

Da im künftigen Gewerbegebiet eine ähnliche Branchenstruktur erkennbar ist, werden hier 
ebenfalls nur geringe Schmutzwassermengen anfallen. Nach Abstimmung mit den Technischen 
Werken Emmerich am Rhein (TWE) ist eine Ableitung im vorhandenen Leitungsnetz über das 
Pumpwerk Vorwerk in Richtung der Kläranlage ohne weitere Einschränkungen möglich, wenn 
sich keine Betriebe mit wasserintensiver Produktion ansiedeln. 

3.3.3.2 Niederschlagswasser 

Gemäß § 51a LWG sind Aussagen zur Möglichkeit der Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers zu treffen. Dies wurde durch ein hydrogeologisches Gutachten geprüft. Dem-
nach sind im Plangebiet unterhalb einer ca. 0,40 m starken Oberbodenschicht verbreitet Lehm- 
bzw. Schluffschichten vorhanden, die Mächtigkeiten im Bereich zwischen 1,0 bis 2,0 m unter 
Gelände aufweisen. Dieser Bodenaufbau ist für eine Versickerung von Niederschlagswasser nur 
dann geeignet, wenn an den Stellen der Versickerungsanlagen Bodenaustausch vorgenommen 
wird. Hinzu kommt der teilweise geringe Flurabstand zum höchsten anzunehmenden Grundwas-
serstand, der bereichsweise Geländeerhöhungen erforderlich machen würde. Der höchste an-
zunehmende Grundwasserstand wurde aus den Messstellendaten des Staatlichen Umweltam-
tes interpoliert und ist mit 13,70 m ü. NN anzunehmen. Somit ist in den meisten Teilbereichen 
nördlich der Budberger Straße der Mindestflurabstand von 1,0 m gegeben, bzw. könnte mit ge-
ringfügigen  Geländeerhöhungen eingehalten werden. Jedoch wurden in diesem Bereich wegen 
der tendenziell undurchlässigen Bodenschichten in der Vergangenheit starke Vernässungen der 
Flächen festgestellt.. 

Südlich der Budberger Straße liegen die Geländehöhen bei 14,50 m ü. NN oder weniger, sodass 
dort tendenziell umfangreiche Geländeanhöhungen vorgenommen werden müssen, um ausrei-
chende Grundwasserflurabstände zu erzielen. Aufgrund der entstehenden Mehrkosten für Ge-
ländeanhöhungen und Bodenaustausch wird daher auf den südlichen Flächen einer ortsnahen 
Einleitung des Niederschlagswassers der Vorzug gegeben, wenngleich grundsätzlich auch eine 
Versickerung in Betracht kommt, wenn hierfür die Voraussetzungen über Geländeanhöhungen 
und Bodenaustausch geschaffen werden. Auf ein herkömmliches Regenwasserkanalsystem wird 
zugunsten einer naturnahen Regenwasserbewirtschaftung grundsätzlich im gesamten Plange-
biet verzichtet. 

Naturnahe Regenwasserbewirtschaftung 

Das Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen sowie der Gewerbeflächen wird in 
ein neu anzulegendes Rückhaltesystem geführt und in die umliegenden Gewässer geleitet. An 
das Gewässer W 9.1.1 „Duirlinger Graben“ werden die Gewerbeflächen GE 2 und GE 3 ange-
schlossen, die öffentlichen Verkehrsflächen sowie die Gewerbefläche GE1 werden nach Norden 
über das Gewässer W 1.22.4 des Deichverbandes Bislich-Landesgrenze entwässert. 

Anlage 6 zu Vorlage
0911/2016



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. N 8/2 Budberger Straße Teil II der Stadt Emmerich am Rhein 

5 

Zentraler Bestandteil des Systems sind ein Regenrückhaltegraben in Höhe der öffentlichen Aus-
gleichsfläche sowie ein Regenrückhaltebecken im südlichen Planbereich. Der Graben entlang 
der Ausgleichsfläche ist als öffentliche Abwasseranlage vorgesehen und dient nur zur Aufnahme 
des auf den öffentlichen Verkehrsflächen und im Gewerbegebiet GE 1 anfallenden Nieder-
schlagswassers. Es ist vorgesehen, den Graben an das Gewässer W 1.22.4 anzuschließen, wel-
ches weiter nördlich in das Gewässer W 1.22 mündet. Trotz der Ertüchtigung des Gewässers W 
1.22 im Zuge der Entwicklung des 1. Bauabschnittes erscheint es empfehlenswert, in Abstim-
mung mit dem Deichverband und der Unteren Wasserbehörde weitere flankierende Maßnah-
men an diesem Gewässer festzulegen, um die Wassermengen der Verkehrsflächen und Gewer-
beflächen aufzunehmen. Sinnvoll erscheinen eine Drosseleinrichtung am Übergabepunkt des 
Grabens zum Gewässer und eine Verbesserung der Abflusssituation im weiteren Verlauf des Ge-
wässers W 1.22 außerhalb des Plangebietes. Unter diesen Voraussetzungen ist nach den vorläu-
figen Abstimmungen eine Einleitung vorbehandelten Niederschlagswassers von den Verkehrs-
flächen über den Graben in das Gewässer W 1.22.4 möglich. 

Der Großteil der im Plangebiet anfallenden Niederschlagsmengen wird demgegenüber über das 
Gewässer W 9.1.1 im Süden des Plangebietes entwässert. Die gewerblichen Bauflächen GE 2 
und GE 3 werden an das auf den privaten Grundstücksflächen liegende Regenrückhaltebecken 
im südlichen Planbereich angeschlossen. Von dort erfolgt eine gedrosselte Weiterleitung an das 
Gewässer W 9.1.1. 

Der Graben entlang der Ausgleichsfläche bzw. das Rückhaltebecken dienen lediglich als Spei-
cherraum für die im Gebiet anfallenden Regenwassermengen. Zuvor ist das Wasser vorzubehan-
deln, damit es den Anforderungen an die Einleitung in ortsnahe Gewässer entspricht (Trenner-
lass vom 26.05.2004 – IV-9 031 001 2104). 

Sowohl das Regenwasser von Hof- und Straßenflächen als auch das Dachflächenwasser gelten 
je nach Art und Intensität der gewerblichen Nutzung als gering belastet und bedürfen einer ent-
sprechenden Vorreinigung. Diese Funktion ist gemäß den Anforderungen des Trennerlasses 
durch Bodenfilter bzw. Versickerungsmulden zu übernehmen, die dem Rückhaltesystem vorge-
schaltet sind. 

Die Vorbehandlung des Regenwassers der öffentlichen Straßenflächen erfolgt über einen seit-
lich innerhalb der Verkehrsfläche angeordneten Sickerstreifen, welcher längs auf der gesamten 
Länge der Planstraße verläuft. Die Vorbehandlung von Regenwasser der gewerblichen Grund-
stücke erfolgt über Bodenfilter bzw. Versickerungsmulden, die individuell auf dem jeweiligen 
Grundstück positioniert werden können. 

Der Bodenfilter ist ein abgedichteter, bepflanzter Bodenkörper zur mechanischen und biologi-
schen Reinigung von Regenwasser. Das Regenwasser durchläuft im Bodenfilter eine bepflanzte 
Bodenpassage. Dabei werden Schwebstoffe, gelöste Stoffe, organische Verbindungen, Metalle 
und Kohlenwasserstoffverbindungen herausgefiltert bzw. biologisch abgebaut. 

Zur Erhöhung der Reinigungsleistung bei kritischen Belastungen sollten den Bodenfiltern jeweils 
kleine Regenklärbecken vorgeschaltet werden, die vor allem gelöste Schadstoffe zurückhalten 
und einer zu starken Kolmation entgegenwirken. 

Das Niederschlagswasser von Dachflächen, die keine Beeinträchtigung der Wasserqualität dar-
stellen, bedarf keiner Vorbehandlung. Jedoch sollte aus hydraulischen Gründen bereits auf dem 
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Gewerbegrundstück eine Rückhaltung der Wassermengen erfolgen, bevor die Einleitung in das 
Grabensystem stattfindet. 

Nach Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde und dem Deichverband kann nach entspre-
chender Vorbehandlung und Rückhaltung das Niederschlagswasser aus dem Gewerbegebiet mit 
einer Menge von 1,25 l/s/ha in die Gewässer W 9.1.1 bzw. W 1.22.4 des Deichverbandes abge-
leitet werden. Im Vorfeld des Bauleitplanverfahrens wurde die hydraulische Leistungsfähigkeit 
des Gewässers W 9.1.1 gesondert untersucht. Hierbei wurde festgestellt, dass an wenigen Stel-
len im Gewässer Verbesserungsmaßnahmen notwendig sind, um die Leistungsfähigkeit zu ge-
währleisten. Hierzu gehören u.a. die Ertüchtigung eines Rohrdurchlasses sowie die Anpassung 
der Gewässersohle an mehreren Stellen. Die notwendigen Maßnahmen werden vor Beginn der 
gewerblichen Nutzung in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde und dem Deichverband 
umgesetzt. 

Unter Annahme einer 5-jährigen Überstauhäufigkeit (n=0,2) wird für die öffentlichen Verkehrs-
flächen und das Gewerbegebiet GE 1 ein Einstauvolumen von ca. 1.740 m³ und für die Teilflä-
chen GE 2 und GE 3 ein Einstauvolumen von ca. 3.500 m³ benötigt. Diese Volumina werden durch 
den vorgesehenen 7,0 m breiten Entwässerungsgraben bzw. das Regenrückhaltebecken im süd-
lichen Planbereich zur Verfügung gestellt. Bei der Volumenberechnung wurde berücksichtigt, 
dass theoretisch von allen Grundstücks- und Dachflächen im Gewerbegebiet unbelastetes Nie-
derschlagswasser direkt in das Grabensystem eingeleitet wird. 

Die Anlagen zur Entwässerung der öffentlichen Verkehrsflächen werden Teil der öffentlichen 
Entwässerungsanlage. 

Auflagen für Gewerbebetriebe 

Die Gewerbebetriebe haben dafür Sorge zu tragen, dass über geeignete Absperr- und Drossel-
einrichtungen im Schadensfall kein verschmutztes Regenwasser in die Gewässer gelangen kann. 

Neben diesen technischen Anforderungen an die künftigen Gewerbebetriebe sind jedoch auch 
auf der planungsrechtlichen Ebene Restriktionen zu beachten. Die naturnahe Regenwasserbe-
wirtschaftung setzt voraus, dass die Gewerbebetriebe nur gering belastetes Niederschlagswas-
ser aufweisen, welches mit Hilfe der Bodenfilter gereinigt werden kann. Betriebe, die aufgrund 
ihrer Nutzungs- und Produktionsarten ein zu stark belastetes Niederschlagswasser erzeugen, 
werden über die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes im Gewerbegebiet ausge-
schlossen. 

Die Zugänglichkeit zum Rückhaltesystem bzw. den Bodenfiltern ist durch deren Lage entlang der 
öffentlichen Ausgleichsfläche bzw. vorhandener Wege gesichert. 

Der Bau und Betrieb der notwendigen Niederschlagswasserbehandlungsanlagen zur Entwässe-
rung von privaten befestigten Dach- und Verkehrsflächen obliegen den jeweiligen Grundstücks-
eigentümern. Bei gemeinschaftlich genutzten Anlagen ist eine vertragliche Regelung zu treffen, 
die eine dauerhaft ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung sicherstellt. Zum Betrieb 
der Anlagen ist eine Betriebsanweisung zu erstellen. 
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Technische Detailaussagen zur Entwässerungskonzeption erfolgen im Rahmen der Genehmi-
gungsplanung im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren. Die Herstellung des Rückhaltesys-
tems als Abwasseranlage bedarf einer Anzeige nach § 58.1 des Landeswassergesetzes (LWG), 
die Anlagen zur Vorbehandlung des Niederschlagswassers auf den einzelnen Grundstücken bzw. 
den Verkehrsflächen werden nach § 58.2 LWG genehmigt.  

Löschwasserversorgung 

Gemäß dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist für das Gewerbegebiet eine Löschwassermenge in 
Höhe von 96 m³/h sicherzustellen. Da diese Menge aufgrund der bestehenden Netzstruktur 
nicht von den Stadtwerken zur Verfügung gestellt werden kann, wird im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung in Abstimmung mit den Stadtwerken nach einer alternativen Lösung gesucht. 

Derzeit vorgesehen ist die Anlage eines unterirdischen Löschwasserspeichers analog zur Lösung 
im 1. BA. Der Löschwasserspeicher kann unterhalb der Verkehrsfläche eingebaut werden und 
wird über das Regenwasserrückhaltesystem gespeist. 

3.3.4 Altlasten  

Im Nachweis des vom Kreis Kleve gem. § 31 Abs.1 des Abfallgesetzes NW geführten Altlastenka-
tasters sind im Plangebiet Altlasten bzw. Altablagerungen nicht ausgewiesen. Im Fachinforma-
tionssystem Stoffliche Bodenbelastung (FIS StoBo NRW) liegen ebenfalls keine Angaben zu stoff-
lichen Bodenbelastungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans vor. 

3.3.5 Boden- und Denkmalschutz  

Das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege (RAB) hat im Rahmen der Behördenbeteiligung des 
Bebauungsplanverfahrens Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 1) darauf hingewiesen, dass für 
das Plangebiet bzw. das unmittelbare Umfeld zwei Meldungen zu vorgeschichtlichen Einzelfun-
den vorliegen. Durchgeführt wurden eine archäologische Grunderfassung sowie qualifizierte 
Prospektionen auf Teilflächen. Hierbei wurde an einzelnen Stellen bedeutende Bodendenkmal-
substanz gefunden, die einer ordnungsgemäßen Entnahme und Dokumentation bedurften. Es 
hat sich erwiesen, dass auch im Plangebiet Nr. N 8/2 Teil 2 entsprechende Funde vorhanden 
sind. In Abstimmung mit dem RAB wurden in den letzten Jahren auf den eigentumsrechtlich 
verfügbaren Flächen südlich des Ravensackerweges entsprechende Untersuchungen durchge-
führt und unterdessen abgeschlossen. Auf den Flächen nördlich des Ravensackerweges sind 
demgegenüber noch Prospektionsmaßnahmen durchzuführen.  

Sonstige Kultur- und Sachgüter sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen, bzw. ein Vorkom-
men ist nicht bekannt. 
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4 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fach-
planungen 

Die für die Flächen bedeutsamen Ziele des Umweltschutzes ergeben sich aus den einschlägigen 
Fachgesetzen (z. B. Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Landschaftsgesetz NW, Wasser-
haushaltsgesetz, Landeswassergesetz, Bundes- und Landesbodenschutzgesetz und das Immis-
sionsschutzrecht). 
Umweltrelevante Vorgaben der Landesentwicklungspläne und –programme wurden im Gebiets-
entwicklungsplan berücksichtigt. Im Einzelfall werden diese und die in weiteren Gesetzen und 
Verordnungen enthaltenen Vorschriften zum Umweltschutz angewendet. 

4.1 Fachgesetze 

Nachfolgend sind für die Schutzgüter relevanten Gesetze und Zielaussagen aufgeführt, die in der 
Prüfung der Schutzgüter zu berücksichtigen sind: 

 
Mensch 

Baugesetzbuch Bauleitpläne sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln. 

Bundesimmissionsschutzge-
setz einschließlich Verord-
nungen 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, 
der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Um-
welteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des 
Entstehens von schädlichen Umwelteinwirkungen (Gefahren, erhebliche 
Nachteile und Belästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen). 

 

Boden 

Bundesbodenschutzgesetz 
 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens 
zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenver-
änderungen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch ver-
ursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren (Maßnahmen zur Be-
seitigung oder Verminderung schädlicher Veränderungen der physikali-
schen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens) und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei 
Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürli-
chen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

 Baugesetzbuch Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und Innenentwick-
lung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden. Maß-
nahmen zum Bodenschutz im BauGB sind ein Rückbau- oder ein Entsie-
gelungsgebot. 
 

 Landschaftsgesetz NW Die natürlichen Bodenfunktionen sind zu erhalten und unvermeidbare 
Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege auszugleichen. Bei Neuversieglungen ist der Aus-
gleich vorrangig durch eine Entsiegelung an anderer Stelle in dem be-
troffenen Raum zu bewirken. 
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Wasser Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts-Wasser-
haushaltsgesetz -WHG 
 
 
 
Wassergesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen -Lan-
deswassergesetz –LWG 
 
 
 
 
 
 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirt-
schaftung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebens-
grundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie 
als nutzbares Gut zu schützen. 
 
 
Die Gewässer sind nach den Grundsätzen und Zielen des Wasserhaushalt-
gesetzes so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und 
im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen. Ein ordnungsge-
mäßer Wasserabfluss ist sicherzustellen. 
Der Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversorgung ist vorrangig aus 
ortsnahen Wasservorkommen zu decken, soweit überwiegende Gründe 
des Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. 
 
 
 

Klima Gesetz zur Förderung des 
Klimaschutzes in Nordrhein-
Westfalen (Klimaschutzge-
setz) 

Negative Auswirkungen des Klimawandels sind durch die Erarbeitung und 
Umsetzung von sektorspezifischen und auf die jeweilige Region abge-
stimmten Anpassungsmaßnahmen zu begrenzen. 

Tiere und 
Pflanzen 

Bundesnaturschutzge-
setz/Landschaftsgesetz NW 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Le-
bensgrundlagen des Menschen auch in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederher-
zustellen, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes, die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter, die Tier- und Pflanzenwelt ein- schließlich ihrer Lebensstät-
ten und Lebensräume sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 

Baugesetzbuch Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschut-
zes, einschl. des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 
die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biolo-
gische Vielfalt sowie die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich 
erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen Bestandtei-
len (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz) zu berücksichtigen. 

4.2 Fachplanungen 

4.2.1 Gebietsentwicklungsplan 

Der Regionalplan der Bezirksregierung Düsseldorf stellt das Plangebiet als Bereich für gewerbli-
che und industrielle Nutzungen (GIB) dar. 

4.2.2 Flächennutzungsplan 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein ist der Planbereich als gewerb-
liche Baufläche mit Ortsrandeingrünung als Übergang zur freien Landschaft dargestellt. Der Be-
bauungsplan kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. 
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4.2.3 Landschaftsplan 

Der Geltungsbereich liegt in keinem rechtskräftigen Landschaftsplan des Kreises Kleve.  

4.2.4 Naturschutzgebiete (NSG) / Natura-2000-Schutzgebiete / Landschaftsschutzge-
biete (LSG) 

Der Geltungsbereich liegt weder in einem Natura-2000-Gebiet noch in einem Naturschutz- oder 
Landschaftsschutzgebiet. 

4.2.5 Geschützte Biotope nach §30 BNatSchG  

Es ist kein gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG im Geltungsbereich betroffen. 

4.2.6 Biotopkataster/Biotopverbund  

Der Geltungsbereich ist nicht vom Biotopkataster erfasst. 

4.2.7 Geologisch schutzwürdige Objekte 

Im Geltungsbereich liegt kein geologisch schutzwürdiges Objekt. 

4.2.8 Besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach §§ 
44 und 45 Abs. 7  BNatSchG 

Im Rahmen der vorliegenden artenschutzrechtlichen Prüfung wurde geprüft, ob und ggf. inwie-
weit es im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans „Budberger Straße“ Teil 2 in Emmerich 
vorhabensbedingt zu Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG kommt 
bzw. kommen könnte. 

Auf der Grundlage einer Ortsbegehung im Oktober 2013 in Verbindung mit einem Abgleich des 
Requisitenangebotes des Untersuchungsraumes mit den Habitatansprüchen von planungsrele-
vanten Arten und Bezug nehmend auf vorliegende avifaunistische Untersuchungen sind neben 
Vorkommen von häufigen und weit verbreiteten Arten auch Brutreviere von Vögeln festgestellt, 
die zu den sog. planungsrelevanten Arten zählen (u. a. Steinkauz, Rebhuhn, Kiebitz). Im Falle von 
Kiebitz und Rebhuhn gehen Brutreviere verloren, die allerdings durch bereits realisierte CEF-
Maßnahmen im Bereich Mettmeer kompensiert wurden. 

Für den im Umfeld des Plangebietes festgestellten Steinkauz gehen Teile seines Nahrungsreviers 
verloren. Als Ausgleich für diesen Verlust werden für die Art innerhalb des Plangebietes geeig-
nete Lebensraumstrukturen zur Nahrungssuche und als mögliches Bruthabitat angelegt. Dazu 
sind am nördlichen Rand des Plangebietes gezielte Kompensationsmaßnahmen zur Schaffung 
von Lebensraumstrukturen für den Steinkauz vorgesehen, die für die Art sowohl zur Nahrungs-
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suche als auch als mögliche Brutstätte geeignet sind. Vorgesehen ist die Anlage eines gestaffel-
ten Vegetationsstreifens innerhalb des 25 m breiten Grünstreifens. Der zur Ortsrandeingrünung 
vorgesehenen Baum-Strauch-Hecke wird ein Grünland-/Saumstreifen vorgelagert, in dem eine 
Baumreihe aus hochstämmigen regionaltypischen Obstbäumen im Wechsel mit hochstämmigen 
Eschen und Weiden gepflanzt wird. Eschen und Weiden können dabei zukünftig als Kopfbäume 
entwickelt werden. Im Unterwuchs sind Grünland und Gras-/Krautsäume im Rahmen einer ex-
tensiven Nutzung zu pflegen, wobei sich dabei kurz- und langrasige Strukturen abwechseln soll-
ten. Zum angrenzenden Acker ist der Grünstreifen durch Eichenpfähle abzugrenzen, die sich 
gleichzeitig als Ansitzwarte eignen. 

Hinsichtlich der potenziell vorkommenden Fledermäuse ist eine Nutzung des Untersuchungs-
raumes als Jagd- und Nahrungshabitat nicht auszuschließen. Im Umfeld stehen jedoch genügend 
geeignete Ausweichmöglichkeiten als Jagdrevier zur Verfügung. 

Weitere Vorkommen von planungsrelevanten Arten anderer Artengruppen können innerhalb 
des Bebauungsplangebietes ausgeschlossen werden. 

Zur Minimierung bzw. Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte sind im Rahmen des Risiko-
managements die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen umzusetzen. 

• Erhalt von Gehölzen und Grünstrukturen, soweit dies im Rahmen der geplanten Bebauung möglich 
ist. 

• Gehölzfällungen und Baufeldfreimachung sind ausschließlich außerhalb der gesetzlichen Brutzeit 
von Vögeln (01.03.-30.09.) vorzunehmen. Alternativ kann eine Baufeldfreimachung auch innerhalb 
dieses Zeitraumes erfolgen, sofern bei vorangehenden Kontrollbegehungen im konkreten Fall 
nachgewiesen wird, dass keine Brutreviere von Vögeln betroffen sind. 

• Zur Vermeidung negativer Auswirkungen u.a. auf Insekten und Fledermäuse wird für die Beleuch-
tung des Gewerbegebietes die Verwendung von Lampen mit insektenfreundlichen, nach unten ab-
strahlenden Leuchtmitteln empfohlen. Des Weiteren ist zur Minimierung der Lichtemissionen eine 
Dimmung der Laternen in den Nachtstunden zu empfehlen. 

 

Zusammenfassend wird im Gutachten festgestellt, dass Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG unter Berücksichtigung der dargestellten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnah-
men, der Maßnahmen zum Risikomanagement sowie der CEF-Maßnahmen nicht ausgelöst wer-
den. 

Eine detaillierte Beschreibung ist der artenschutzrechtlichen Prüfung zum Bebauungsplan zu 
entnehmen. 

4.2.9 Trinkwasserschutzzone 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in keiner Trinkwasserschutzzone. 
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5 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

5.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustands 

5.1.1 Zustandsbewertung Schutzgut Mensch 

5.1.1.1 Funktion 

Im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) erfolgt der Schutz von Natur und Land-
schaft, um die Lebensgrundlage des Menschen nachhaltig zu sichern. 

5.1.1.2 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet liegt im Außenbereich des Ortsteiles Klein-Netterden, mit Ausnahme zweier 
Wohngebäude östlich des Plangebietes in etwa 185 m Entfernung ist weitere Wohnbebauung 
im Umfeld nicht vorhanden. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 2) rückt das 
geplante Gewerbegebiet in Richtung Osten an zwei landwirtschaftliche Betriebe heran. Die Be-
triebe genießen Bestandsschutz und dürfen durch das heranrückende Gewerbegebiet in ihrer 
wirtschaftlichen Existenz nicht gefährdet werden. Der Abstand zwischen der östlichen Grenze 
des Bebauungsplangebietes und dem Emissionsschwerpunkt der Stallgebäude beträgt ca. 
235 m. 

Momentan werden die Wege im Plangebiet von Fußgängern und Radfahrern zu Erholung ge-
nutzt. Durch die Bebauung aus dem Bebauungsplan N8/2, Teil 1, hat die ursprüngliche Wege-
verbindung über die Budberger Straße, die gegenwärtig die Haupterschließungsstraße für das 
neue Gewerbegebiet darstellt, bereits an Attraktivität verloren. 

5.1.1.3 Vorbelastung 

Eine Vorbelastung ist durch südlich und westlich angrenzenden Gewebegebiete (insbesondere 
Lärm- und Lichtemissonen sowie durch die östlich liegenden landwirtschaftlichen Betriebe (Ge-
ruchsemissionen) gegeben. 

5.1.1.4 Empfindlichkeit 

Der Geltungsbereich ist in Bezug auf eine Erholungsnutzung wegen der Vorbelastungen nicht 
besonders empfindlich. Durch die Planung rückt jedoch ein Gewerbegebiet näher an die östlich 
vorhandene Wohnbebauung heran. 
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5.1.2 Zustandsbewertung Schutzgüter Pflanzen, Tiere und Landschaft: 

5.1.2.1 Funktion 

Tiere und Pflanzen sind ein zentraler Bestandteil des Naturhaushaltes. Als Elemente der natürli-
chen Stoffkreisläufe, als prägende Bestandteile der Landschaft, als Bewahrer der genetischen 
Vielfalt und als wichtiger Einflussfaktor für andere Schutzgüter (z. B. Reinigungs- und Filterfunk-
tion für Luft, Wasser und Boden, klimatischer Einfluss der Vegetation, Nahrungsgrundlage für 
den Menschen) sind Tiere und Pflanzen in ihrer natürlichen, standortgerechten Artenvielfalt zu 
schützen. 

5.1.2.2 Bestandsbeschreibung 

Der Geltungsbereich besteht nahezu vollständig aus landwirtschaftlicher Nutzfläche, von denen 
60% als Ackerfläche genutzt wird und 40% als intensiv genutztes Grünland dient. 3% des Plan-
gebietes setzen sich aus Verkehrsfläche (Ravensackerweg), Straßenbankett, Gräben, Feldweg 
und Feldhecke zusammen. 

Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung wurden neben Vorkommen von häufigen und 
weit verbreiteten Arten auch Brutreviere von Vögeln festgestellt, die zu den sog. planungsrele-
vanten Arten zählen (u. a. Steinkauz, Rebhuhn, Kiebitz). Hinsichtlich der potenziell vorkommen-
den Fledermäuse ist eine Nutzung des Untersuchungsraumes als Jagd- und Nahrungshabitat 
nicht auszuschließen. 

5.1.2.3 Vorbelastung 

Der Geltungsbereich weist durch intensive landwirtschaftliche Nutzung eine Vorbelastung auf. 
Durch die Nutzung des Ravensackerweges als Fuß- und Radweg zu Erholung sind weitere Stö-
rungen vorhanden, insbesondere dann, wenn Hunde freilaufen gelassen werden. 

5.1.2.4 Empfindlichkeit 

Arten und Biotope sind empfindlich gegenüber Flächeninanspruchnahme und der damit verbun-
denen Zerstörung von Lebens- und Nahrungsräumen bzw. allgemein gegenüber Beeinträchti-
gungen durch menschliche Nutzung. Für Tierarten (hier insbesondere Kiebitz, Steinkauz und 
Rebhuhn, Fledermausarten), stellen die Flächen im Geltungsbereich mögliche Teilhabitate dar. 

5.1.3 Zustandsbewertung Schutzgut Boden: 

5.1.3.1 Funktion 

Die Funktion des Bodens für den Naturhaushalt ist auf vielfältige Weise mit den übrigen Schutz-
gütern verknüpft. Er dient u. a. als Lebensraum für Bodenorganismen, Standort und Wurzelraum 
für Pflanzen, Standort für menschliche Nutzungen (Gebäude, Infrastruktur, Land- und Forstwirt-
schaft), Wasserspeicher und Schadstofffilter. 
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5.1.3.2 Bestandsbeschreibung 

Der Boden wird als vergleyter grauer Auenboden mit schluffigen übertonigem Auenlehm mit 
Auensand im Untergrund ausgewiesen. Dieser Boden hat eine hohe nutzbare Wasserkapazität 
bei einer geringen Wasserdurchlässigkeit, was bei hohem Grundwasserstand eine Bearbeitung 
erschwert. Die Bodenwertzahlen von 65-80 weisen auf eine hohe Ertragsfähigkeit hin. Diese Bö-
den sind auch wegen der hohen biologischen Aktivität für die Landwirtschaft wertvoll. Laut Karte 
der schutzwürdigen Böden in NRW sind die Böden im Geltungsbereich daher auch wegen ihrer 
hohen Fruchtbarkeit mit der Stufe 1, schutzwürdige Böden, ausgewiesen. 

5.1.3.3 Vorbelastung (auch Altlasten) 

Die Böden werden aufgrund ihrer Eignung landwirtschaftlich intensiv genutzt. Hinweise auf Alt-
lasten liegen nicht vor (siehe 3.3.4). 

5.1.3.4 Empfindlichkeit 

Generell ist Boden empfindlich gegenüber Eingriffen und Veränderungen der Schichtenfolge 
und anderen mechanischen Einwirkungen (z. B. Verdichtung). Insbesondere im Rahmen von 
Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur durch Flächenversiegelung, Verdichtung, Abtragungen 
und Aufschüttungen negativ verändert. 

Die Böden im Geltungsbereich sind für die landwirtschaftliche Nutzung wegen ihrer hohen Er-
tragsfähigkeit von Bedeutung. Sie weisen daher auch eine mittlere Empfindlichkeit auf. 

5.1.4 Zustandsbewertung Schutzgut Wasser: 

5.1.4.1 Funktion 

Das Element Wasser ist die Grundlage für jedes organische Leben. Vom Wasserangebot ist die 
Vegetation und, direkt oder indirekt, auch die Fauna in einem Gebiet abhängig. Ebenso wird 
das Kleinklima durch den lokalen Wasserhaushalt beeinflusst. Für den Menschen ist der natür-
liche Wasserhaushalt vor allem als Trinkwasserreservoir zu schützen. Darüber hinaus ist als Ab-
wehr vor der zerstörerischen Kraft des Wassers der Hochwasserschutz zu beachten. 

5.1.4.2 Bestandsbeschreibung 

Der Grundwasserstand liegt bei 0,8 -2,0 m unter Flur. Offene Gewässer kommen im Plangebiet 
in Form von Gräben mit temporärer Wasserführung vor. Der Entwässerungsgraben am Raven-
sackerweg wird verlegt und ist damit in seiner Funktion während der Bauphase beeinträchtigt. 

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Wasserschutzzonen. Die nächste Zone, Emmerich He-
lenenbusch, mit der Ausweisung Wasserschutzzone III, beginnt nordwestlich in ca. 400 m Ent-
fernung. 

Das Plangebiet liegt im potenziellen natürlichen Überschwemmungsgebiet des Rheins. 
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5.1.4.3 Vorbelastung 

Eine gewisse Vorbelastung besteht allgemein in Bezug auf die Gewässergüte durch ordnungs-
gemäße, aber dennoch intensive landwirtschaftliche Nutzung. 

5.1.4.4 Empfindlichkeit 

Die Grundwasserschutzfunktion steht allgemein in engem Zusammenhang mit der Filter- und 
Pufferfunktion der vorhandenen Böden. 

5.1.5 Zustandsbewertung Schutzgüter Klima und Luft: 

5.1.5.1 Funktion 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage insbesondere für die Vegetationsentwicklung. 
Darüber hinaus ist das Klima unter dem Aspekt der Niederschlagsrate auch für den Wasser-
haushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft wiederum ist lebensnotwendig 
zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen als Schutz- und 
Übertragungsmedium für Stoffflüsse. 

5.1.5.2 Bestandsbeschreibung 

Die mittleren Jahrestemperaturen erreichen 9-9,5 °C bei durchschnittlichen Jahresnieder-
schlagsmengen bis 700 mm. 

Kleinräumlich sind im Bereich landwirtschaftlicher Nutzflächen während Hochdruckwetterlagen 
morgendliche Kaltluftbildung und Bodennebel zu erwarten. 

5.1.5.3 Vorbelastung 

Es besteht in Bezug auf das Klima Vorbelastungen durch unvermeidbare Immissionen aus den 
angrenzenden Gewerbebetrieben und den damit verbundenen Kfz-Verkehr. 

5.1.5.4 Empfindlichkeit 

Die Art der Freiflächen im Geltungsbereich sind in Bezug auf den Klimahaushalt generell emp-
findlich gegenüber einer Bebauung. 

5.1.6 Zustandsbewertung Schutzgut Landschaft 

5.1.6.1 Funktion 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die 
Komposition verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstri-
ches aus. Neben der Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen spielt 
dies auch für den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle. 
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5.1.6.2 Bestandsbeschreibung 

Vom Ortsrand im Westen aus gesehen ist die Bebauung des Gewerbegebietes im Rahmen des 
Bebauungsplan Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 1) dem geplanten Gewerbegebiet vorge-
lagert. Von Norden und Osten aus gesehen besteht gegenwärtig freie Sicht auf die Bebauung 
des Gewerbegebietes Budberger Straße, Teil 1. 

5.1.6.3 Vorbelastung 

Der Geltungsbereich ist in Bezug auf das Landschaftsbild, abgesehen von seiner Lage am Rande 
von Gewerbegebieten, nicht besonders vorbelastet. 

5.1.6.4 Empfindlichkeit 

Das Landschaftsbild ist empfindlich gegenüber einer Veränderung der Landschaft, insbeson-
dere in Form von Bebauung und „landschaftsfremden“ Nutzungen. Dadurch wird auch die Er-
holungsnutzung für den Menschen, die durch den Eindruck der „freien Landschaft“ entsteht, 
beeinträchtigt. Neben dem Hinzufügen von störenden Elementen kann das Landschaftsbild auch 
durch das Entfernen oder Überlagern von typischen und prägenden Elementen beeinträchtigt 
werden. 

Der Geltungsbereich ist mit seiner Lage am Rande von Gewerbegebieten nicht besonders emp-
findlich. Das Gelände ist nur von Norden und Osten von Weitem einsehbar. In südlicher und 
westlicher Richtung sind vorhandene Gewerbegebiete vorgelagert. 

5.1.7 Zustandsbewertung Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter: 

5.1.7.1 Funktion 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentations-
potenzials sowie ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. 

5.1.7.2 Bestandsbeschreibung 

Es hat sich erwiesen, dass im Plangebiet vorgeschichtliche Einzelfunde vorliegen. Sonstige Kul-
tur- und Sachgüter sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen, bzw. ein Vorkommen ist nicht 
bekannt. 

5.1.7.3 Vorbelastung 

Eine direkte Vorbelastung besteht nicht. 

5.1.7.4 Empfindlichkeit 

Vorgeschichtliche Einzelfunde im Boden sind nur dann empfindlich, wenn sie durch das Vorha-
ben ohne vorherige Prospektion und Dokumentation zerstört und damit auch wissenschaftliche 
Erkenntnisse zur Vorgeschichte der Menschheit für die Nachwelt verloren gehen. 
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5.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern: 

Zwischen allen Schutzgütern bestehen vielfältige Wechselbeziehungen als Wirkungszusammen-
hänge oder -abhängigkeiten. Wird ein Schutzgut direkt beeinflusst, wirkt sich das meist 
indirekt auch auf andere Schutzgüter aus. Um nur einige Beispiele zu nennen, verändert die 
Beseitigung von Vegetation das Kleinklima und vernichtet Lebensraum für Tiere, Eingriffe in den 
Boden vermindern dessen Schutzfunktion für den Wasserhaushalt, ein veränderter Wasser-
haushalt wirkt sich unter Umständen auf die Vegetationszusammensetzung aus. Wechselbezie-
hungen sind nicht nur bei der Betrachtung von Eingriffen in den Naturhaushalt wichtig, son-
dern müssen auch bei der Wahl geeigneter Ausgleichsmaßnahmen beachtet werden. So wirken 
sich z. B. die umfangreichen Maßnahmen im Bereich Meetmeer in der Gemarkung Praest, Flur 
7 und 8, positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser sowie auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen 
aus. 

Abgesehen von den dargestellten Beziehungen bestehen keine speziellen Wechselwirkungen, 
die über das hinausgehen, was in den Beschreibungen zu den einzelnen Schutzgütern enthalten 
ist. 

5.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands 

Die Durchführung der vorgesehenen Planung kann zu Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Boden, Wasser, Klima, Tiere und Pflanzen führen. 

5.2.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 2) rückt das 
geplante Gewerbegebiet in Richtung Osten an zwei landwirtschaftliche Betriebe heran. Die Be-
triebe genießen Bestandsschutz und dürfen durch das heranrückende Gewerbegebiet in ihrer 
wirtschaftlichen Existenz nicht gefährdet werden. Der Abstand zwischen der östlichen Grenze 
des Bebauungsplangebietes und dem Emissionsschwerpunkt der Stallgebäude beträgt ca. 
235 m. Zur Beurteilung möglicher Emissionen durch die landwirtschaftlichen Betriebe wurde 
eine Geruchsimmissionsprognose erstellt. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass auch 
unter Berücksichtigung einer Erweiterungsoption von 50 % über den derzeitigen Tierbeständen 
im geplanten Gewerbegebiet die Grenzwerte der Geruchswahrnehmungshäufigkeiten eingehal-
ten werden.  

Durch das neue Gewerbegebiet entsteht ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von der Weseler 
Straße aus. Zudem wird mittelfristig durch den eventuellen Anschluss an die A3 auch im östli-
chen Bereich nördlich der Ortschaft Klein-Netterden eine stärkere Lärmbelastung durch Durch-
gangs- und Zubringerverkehr entstehen. In der Zwischenzeit ist die bestehende verkehrliche An-
bindung des Plangebietes nach Osten über den Ravensackerweg zur Netterdenschen Straße 
(L 90) für den zukünftigen Verkehr nicht ausgelegt. Über ordnungsrechtliche Maßnahmen wird 
ein Befahren mit Schwerlastverkehr verhindert. 

Die Nähe der östlich an das Plangebiet angrenzenden Wohnbebauung erfordert Festsetzungen 
zur Zulässigkeit der Ansiedlung von Gewerbebetrieben im Plangebiet. Zu diesem Zweck wurde 
ein Schallgutachten erstellt. Da die künftige Nutzungsstruktur des Gewerbegebietes noch nicht 
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bekannt ist, benennt das Gutachten Emissionskontingente für die gewerblichen Bauflächen im 
Plangebiet. Die Kontingente sind über eine entsprechende textliche Festsetzung im Bebauungs-
plan festgelegt und müssen von den künftigen Betrieben eingehalten werden. Damit ist gewähr-
leistet, dass die Immissionsrichtwerte im Bereich der umgebenden Wohnbebauung tags und 
nachts eingehalten werden.  

Im Rahmen der späteren Baugenehmigungen ist von den Betrieben die Einhaltung der Emis-
sionskontingente über Schallausbreitungsrechnungen nachzuweisen. Auch bei einer Überschrei-
tung der Emissionskontingente des Bebauungsplanes ist ein Betrieb dann in der Regel zulässig, 
da eine abschirmende Bauweise oder andere aktive Schallschutzmaßnahmen bei der Schallaus-
breitungsrechnung berücksichtigt werden. Diese wird durch Festsetzungen im Bebauungsplan 
gesichert. 

Ferner ist durch die weitere Ansiedlung von Gewerbe auch bei Einsatz moderner Filteranlagen 
eine Erhöhung des Schadstoffausstoßes zu erwarten. 

Durch folgende Maßnahmen werden die Auswirkungen berücksichtigt und minimiert: 

• Beschränkung auf Gewerbeansiedlungen, bei denen vergleichsweise nur geringer Schadstoff-
ausstoß anfällt, durch entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan. 

• Unterbindung des Schwerlastverkehrs über den östlich des Plangebietes verlaufenden Raven-
sackerweg zur Netterdenschen Straße (L90) durch ordnungsrechtliche Maßnahmen. 

• Emissionskontingente für die gewerblichen Bauflächen, die über eine entsprechende textliche 
Festsetzung im Bebauungsplan festgelegt werden, berücksichtigen die Immissionsrichtwerte 
in Bezug auf den Lärmschutz für die östlich angrenzende Wohnbebauung. 

 
Momentan werden die Wege im Plangebiet von Fußgängern und Radfahrern zu Erholung ge-
nutzt. Durch die Bebauung aus dem Bebauungsplan N8/2, Teil 1, hat die ursprüngliche Wege-
verbindung über die Budberger Straße, die gegenwärtig die Haupterschließungsstraße für das 
neue Gewerbegebiet darstellt, bereits an Attraktivität verloren. 

Durch das Gewerbegebiet im Rahmen des Bebauungsplanes N8/2, Teil 2 geht dieser Bereich für 
die Naherholung insgesamt verloren und ein höherer Druck durch Konzentration im verbleiben-
den nördlichen Teil der offenen Landschaft ist zu erwarten. 

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch wie folgt dar: 

• Emissionen werden sich durch Gewerbeansiedlung und Verkehr erhöhen. Über Festsetzungen 
im Bebauungsplan wird eine Ansiedlung von Gewerbe mit hohem Schadstoffausstoß unter-
bunden. 

• Über Festsetzungen wir gesichert, dass im Rahmen der späteren Baugenehmigungen von den 
Betrieben die Einhaltung der Emissionskontingente über Schallausbreitungsrechnungen nach-
zuweisen ist. 

• Die ursprüngliche Wegeverbindung von der Wohnbebauung im Westen zur freien Landschaft 
im Osten, über die Budberger Straße und den Ravensackerweg, geht durch das Vorhaben ins-
gesamt für die Freizeit- und Erholungsnutzung verloren. 

 
Insgesamt sind Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch unter Berücksichtigung der Festset-
zungen im Bebauungsplan damit von mittlerer Erheblichkeit. 
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5.2.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

Versiegelte Böden weisen keinerlei natürliche Bodenfunktionen auf. Durch das Vorhaben wird 
der Versiegelungsgrad von bisher ca. 1% des Plangebietes auf maximal 72% erhöht. Darin ent-
halten sind alle Verkehrsflächen (ca. 3% des Plangebietes) und die maximal mögliche Versiege-
lung der Grundstücke, die bei einer GRZ von 0,8 zulässig ist. Dadurch entstehen folgende Beein-
trächtigungen: 

• Die Bodenfunktion wird bezüglich Luft- und Wasseraustausch großflächig unterbunden. 

• Lebensraum (-flächen) für Flora und Fauna wird vernichtet.  

• Der Landwirtschaft werden wertvolle Böden entzogen. 
 

Der maximal mögliche Versiegelungsgrad auf den Gewerbegrundstücken wird nicht zwangsläu-
fig ausgenutzt werden. Auf der anderen Seite wird durch eine Verdichtung der Bebauung auch 
Rücksicht auf den Flächenverbrauch genommen. (Sparsamer Umgang mit Grund und Boden). 

Durch folgende Maßnahmen werden die Auswirkungen berücksichtigt und minimiert: 

• Schutzmaßnahmen während der Bauphase; 

• Gemäß den Regelungen des Baugesetzbuches ist der bei den Aushubarbeiten anfallende Mut-
terboden jedoch in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu 
schützen (§ 202 BauGB). Mutterboden ist vom Unterboden getrennt zu lagern oder abzufah-
ren. Der Bebauungsplan enthält einen entsprechenden Hinweis zum schonenden Umgang mit 
dem Boden. Mutterboden ist nach den Vorschriften der DIN 19731 und DIN 18915, unter bo-
denkundlicher Baubegleitung eines qualifizierten Gutachters, vom Unterboden getrennt zu 
lagern oder abzufahren. Im Rahmen des Bebauungsplans werden diese Bodenschutzmaßnah-
men durch entsprechende Hinweise zum schonenden Umgang mit dem Boden und durch 
städtebauliche Verträge gesichert. 

• Aufwertung von Böden im Bereich Mettmeer durch Aufgabe der landwirtschaftlichen Nut-
zung und Wiedervernässung geeigneter Bereiche 

 

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden wie folgt dar: 

• Insgesamt wird durch den hohen Versiegelungsgrad im Geltungsbereich Boden im Sinne eines 
natürlichen Bodenhaushaltes vernichtet.  

• Mutterboden ist nach den Vorschriften der DIN 19731 und DIN 18915, unter bodenkundlicher 
Baubegleitung eines qualifizierten Gutachters, vom Unterboden getrennt zu lagern oder abzu-
fahren. Im Rahmen des Bebauungsplans werden diese Bodenschutzmaßnahmen durch ent-
sprechende Hinweise zum schonenden Umgang mit dem Boden und durch städtebauliche 
Verträge gesichert (Schutzmaßnahmen). 

• Durch Aufwertung der Böden im Bereich Mettmeer wird den Belangen des Bodenschutzes in 
gewisser Weise Rechnung getragen. 

 

Insgesamt sind Auswirkungen auf das Schutzgut Boden damit von hoher Erheblichkeit. 
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5.2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser. 

Allgemein bedeutet eine Versiegelung den Verlust von Flächen zur Grundwasserneubildung und 
zur Wasserspeicherung. Sie erhöht weiter den Oberflächenabfluss und trägt großräumig be-
trachtet zur Hochwassergefahr bei. Bei unsachgemäßer Bauausführung kann es zu einer Ver-
schmutzung des Grundwassers und einer Schadstoffanreicherung kommen. Bauten im Grund-
wasserhorizont (z.B. großflächige Unterkellerungen) behindern den Grundwasserabfluss.  

Durch die Versiegelung der Flächen im Plangebiet ist die Versickerung nicht mehr möglich. Das 
anfallende Regenwasser muss abgeleitet werden, da eine Aufnahme des Regenwassers mit an-
schließender Versickerung wegen des tonigen Bodens und der hohen Grundwasserstände auch 
auf den Freiflächen nur in Einzelfällen möglich ist. 

Dadurch entstehen folgende Beeinträchtigungen: 

• Verlust der Grundwasserneubildung an Ort und Stelle 

• Erhöhung des Oberflächenabflusses von Niederschlagswasser 
 

Durch die geplanten Bodenfilter wird das Wasser jedoch vorgereinigt und zumindest kurzfristig 
für die Dauer der Filtration zurückgehalten, bevor es über neu anzulegende Rückhaltemulden in 
die vorhandenen Entwässerungsgräben abgeleitet wird. Über die Festsetzungen zum Bebau-
ungsplan im Hinblick auf anzusiedelndes Gewerbe wird sichergestellt, dass nur gering ver-
schmutztes Niederschlagswasser anfällt. Zudem werden die Bodenfilter so großzügig dimensio-
niert, dass eine ausreichend lange Rückhaltung bei hohen Niederschlägen gewährleistet ist.  

 

Durch folgende Maßnahmen werden die Auswirkungen berücksichtigt und minimiert: 

• Schutzmaßnahmen während der Bauphase zur Vermeidung von Grundwasserverschmutzung 

• Rückhaltung und Reinigung des Niederschlagswassers in Rückhaltemulden mit Bodenfilter 
oder eines Reckenrückhaltebereiches. 

• Beschränkung auf Gewerbeansiedlungen, bei denen nur gering verschmutztes Niederschlags-
wasser anfällt durch entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan. 

 

Unter Berücksichtigung der Schutzmaßnahmen während der Bauphase wird die Gefahr einer 
nachhaltigen Verschmutzung des Grundwassers als nachrangig eingestuft. 

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser wie folgt dar: 

• Die Art und Weise der Niederschlagsentwässerung ist gegenüber einer direkten Einleitung in 
ein Regenwasserableitungssystem im Hinblick auf den erhöhten Oberflächenabfluss von Vor-
teil (Hochwasserschutz). Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades ist die Beeinträchtigung 
des Wasserhaushaltes dennoch hoch. 

 

Insgesamt sind Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser damit von hoher Erheblichkeit. 
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5.2.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima. 

Emissionen entstehen durch Verkehr und Wärmeerzeugung. Gegenüber der momentanen vor-
herrschenden Nutzung als Acker- und Weideflächen werden durch das Vorhaben stärkere Be-
lastungen durch Abwärme und vor allem durch Verkehr entstehen. An der nördlichen Plan-
grenze ist eine Ortsrandeingrünung vorgesehen, die mit standortgerechten, heimischen Baum- 
und Straucharten bepflanzt wird und zur freien Landschaft hin in einen Grünland-/Saumstreifen 
mit Obstgehölzen ausläuft. Diese Eingrünung schirmt die Emissionen zur freien Landschaft im 
geringen Umfang ab. 

Durch den hohen Versiegelungsgrad wird sich das Mikroklima im Plangebiet verändern, insbe-
sondere die Temperaturen und die Verdunstung in direkter Umgebung dieser Flächen werden 
sich erhöhen. In den Bodenfiltern und Rückhaltemulden wird Wasser nach Niederschlägen zu-
rückgehalten und erst mit Verzögerung abgeleitet. Dadurch kann die Verringerung der Luft-
feuchtigkeit zumindest nach Regenfällen kurzfristig aufgefangen werden. 

Infolge der geplanten Regenwasserableitung dürfen sich nur Unternehmen mit einem Gewerbe 
ansiedeln, die allenfalls mit schwach wassergefährdeten Stoffen umgehen. Wegen der Nähe 
zum Ortsrand der Stadt Emmerich am Rhein dürften sich nur Gewerbebetriebe im üblichen Rah-
men ansiedeln, deren Schadstoffausstoß dem Abstand zum Ortsrand entsprechend zulässig ist. 
Dadurch kann erwartet werden, dass sich in der Regel Betriebe ansiedeln werden, die mit denen 
im Gewerbegebiet Ost III vergleichbar sind. In der geplanten Größenordnung kann es jedoch 
auch unter Berücksichtigung moderner Filteranlagen insgesamt zu einer Erhöhung des Schad-
stoffausstoßes kommen. 

Die in der Regel mit einem Flachdach versehenen Gebäude erlauben zusätzlich die Nutzung von 
Solarenergie ohne Hindernisse durch Beschattung. Durch diese Möglichkeit entstehen somit 
auch positive Effekte im Hinblick auf den globalen Klimaschutz. 

Durch folgende Maßnahmen werden die Auswirkungen berücksichtigt und minimiert: 

• Festsetzung einer 25 m breiten Ortsrandeingrünung entlang der nördlichen Plangrenze im 
Rahmen einer öffentlichen Grünfläche 

• Beschränkung auf Gewerbeansiedlungen, bei denen vergleichsweise nur geringer Schadstoff-
ausstoß anfällt, durch entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan. 

• Anlage von Rückhaltemulden mit Bodenfilter 

• Ermöglichung der Solarenergienutzung auf Flachdächern 
 

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft wie folgt dar: 

• Durch das Vorhaben wird sich das Mikroklima im Vergleich zu den heutigen Freiflächen in-
folge erhöhter Temperaturen und Emissionen aus Gewerbebetrieb und Verkehr verschlech-
tern.  

• Die Anlage von Rückhaltemulden für anfallendes Niederschlagswasser kann zur Verbesserung 
der Luftfeuchte im geplanten Gewerbegebiet beitragen.  

• Da Gewerbebetriebe mit hohem Schadstoffaustausch nicht zulässig sind, wird der Schadstoff-
ausstoß im gewissen Umfang gemindert.  
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• Eine festgesetzte Ortsrandeingrünung schirmt mögliche Emissionen gegenüber der freien 
Landschaft ab.  

• Die Möglichkeit der Solarenergienutzung auf Flachdächern stellt einen positiven Beitrag zum 
globalen Klimaschutz dar. 

 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft damit nur von mittlerer 
Erheblichkeit. 

5.2.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Schützenswerte Biotope im Sinne des Biotopkatasters NRW sind nicht direkt betroffen. Die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen im Plangebiet sind von geringer bis mittlerer Bedeutung für die 
Flora und Fauna. Höherwertige Gehölzstrukturen sind im Geltungsbereich nur wenig vorhanden. 
Durch das Vorhaben wird die Eingrünung des vorhandenen Gewerbegebietes dadurch beein-
trächtigt, dass der gegenwärtige Bezug zur offenen Landschaft verloren geht. 

Für das Vorhaben wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung vorgenommen und ein landschafts-
pflegerischer Begleitplan erstellt, in denen die Belange des Artenschutzes und des Landschaft- 
und Naturhaushaltes berücksichtigt wurden. 

In der artenschutzrechtlichen Prüfung wurden neben Vorkommen von häufigen und weit ver-
breiteten Arten auch Brutreviere von Vögeln festgestellt, die zu den sog. planungsrelevanten 
Arten zählen (u. a. Steinkauz, Rebhuhn, Kiebitz). Im Falle von Kiebitz und Rebhuhn gehen Brut-
reviere verloren, die allerdings durch bereits realisierte CEFMaßnahmen, die im Zuge des Be-
bauungsplans Nr. 8/2 Budberger Straße Teil 1 geplant und im Oktober 2014 fertiggestellt wur-
den, kompensiert werden können. Hinsichtlich der potenziell vorkommenden Fledermäuse ist 
eine Nutzung des Untersuchungsraumes als Jagd- und Nahrungshabitat nicht auszuschließen. 
Im Umfeld stehen jedoch genügend geeignete Ausweichmöglichkeiten als Jagdrevier zur Verfü-
gung. Für den im Umfeld des Plangebietes festgestellten Steinkauz gehen Teile seines Nahrungs-
reviers verloren. Als Ausgleich für diesen Verlust werden für die Art innerhalb des Plangebietes 
geeignete Lebensraumstrukturen zur Nahrungssuche und als mögliches Bruthabitat angelegt. 
Dazu sind am nördlichen Rand des Plangebietes gezielte Kompensationsmaßnahmen zur Schaf-
fung von Lebensraumstrukturen für den Steinkauz vorgesehen, die für die Art sowohl zur Nah-
rungssuche als auch als mögliche Brutstätte geeignet sind. Vorgesehen ist die Anlage eines ge-
staffelten Vegetationsstreifens innerhalb des 25 m breiten Grünstreifens. Der zur Ortsrandein-
grünung vorgesehenen Baum-Strauch-Hecke wird ein Grünland-/Saumstreifen vorgelagert, in 
dem eine Baumreihe aus hochstämmigen regionaltypischen Obstbäumen im Wechsel mit hoch-
stämmigen Eschen und Weiden gepflanzt wird. 

Durch den geplanten hohen Versiegelungsgrad geht insgesamt Lebensraum für Flora und Fauna 
verloren. Versiegelte Flächen und moderne Baukörper haben für die Tier- und Pflanzenwelt 
kaum eine Bedeutung. 

Die geplanten Bodenfilter können, bei extensiver Mahd, die Funktionen von straßenbegleiten-
den Vegetationen verbessern. Die 25m breite Ortsrandeingrünung an der Nordgrenze des Plan-
gebietes schirmt die Bebauung gegenüber der offenen Landschaft ab, vermindert somit stö-
rende Immissionen und kann in ihrer Dimension eine vernetzende Funktion zu weiter nördlich 
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gelegenen Gehölzstrukturen übernehmen. Straßenbäume und begleitende Grünstrukturen im 
Gewerbegebiet übernehmen eine ähnliche Funktion wie Hausgärten für die Flora und Fauna. 

Im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplanes zum Bebauungsplan wurden die Auswir-
kungen des Vorhabens auf den Naturhaushalt bewertet und der erforderliche Ausgleich für den 
Eingriff ermittelt. 

Folgende Ausgleichsmaßnahmen werden festgesetzt. 

• Anpflanzung der Ortsrandeingrünung,  
Entlang der nördlichen Plangrenze wird eine 25 m breite Fläche zur Hälfte mit standortge-
rechten Baum- und Straucharten bepflanzt. Nach Norden hin wird die verbleibende Hälfte als 
Grünland- bzw. Saumstreifen mit Obstgehölzen ausgestaltet. 

• Anpflanzung von Straßenbäumen 
Zur Gebietseingrünung werden 10 standortgerechte, heimische Baumarten als Straßenbäume 
gepflanzt.  

 

Die Bilanz zwischen der ökologischen Wertigkeit des Ausgangszustandes und des zu erwarten-
den Zustandes laut den Bestimmungen des Bebauungsplanes ergab unter Berücksichtigung der 
Wertminderung außerhalb liegender Biotope ein Defizit von 418.676 ökologischen Einheiten. 
Die vollständige Auflistung ist dem Landschaftspflegerischem Fachbeitrag zu entnehmen. Der 
Eingriff in Natur und Landschaft wird damit an Ort und Stelle der Baumaßnahmen nicht ausge-
glichen. 

Als Ersatzmaßnahmen dienen umfangreiche Maßnahmen in der Umgebung des „Mettmeers“ 
im Stadtgebiet von Emmerich am Rhein, Gemarkung Praest, Flur 7. Die geplanten Maßnahmen 
verfolgen im Wesentlichen die genannten Entwicklungsziele der Maßnahme 5.17 und 5.18 des 
ökologischen Flächenkonzeptes für Kompensationsmaßnahmen der Stadt Emmerich am Rhein. 
Dazu zählen unter anderem die Erhaltung und Verbesserung der Wasserqualität, die Erhöhung 
der Artenvielfalt, Biotopvernetzung und die Wiederherstellung des Landschaftsbildes traditio-
neller Grünlandschaften. Dies wird vor allem durch die Herausnahme der Flächen aus der Inten-
sivnutzung (Sicherstellung) und deren Extensivierung und teilweise Wiedervernässung durch 
Umwandlung von Ackerland in frisches bis nasses Grünland erreicht.  

Im Wesentlichen handelt es sich um folgende, abgeschlossene Kompensationsmaßnahmen: 

• KM01 Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland mit Herstellung einer Blänke 
Flächennummer 4, 5 und 5 a im Maßnahmenplan des LBP, ca. 17,55 ha 

• KM02 Umwandlung von Wiesenflächen in extensives, feuchtes Grünland  
Flächennummer 3 im Maßnahmenplan des LBP, ca. 2,14 ha 

• KM03 Umwandlung von feuchten Ackerflächen in extensives, feuchtes Grünland, mit Abflachung der 
Uferböschung am Südufer des Abgrabungsgewässers 
Flächennummer 5b und 5c im Maßnahmenplan des LBP, ca. 1,87 ha 

• KM04 Anpflanzung von Weiden 
Flächennummer 18 im Maßnahmenplan des LBP, ca. 0,065 ha 

• KM05 Aufgabe der Angelnutzung am Abgrabungsgewässer und am Mettmeer; zukünftiges Angelverbot 
Flächennummer 7 und 13 im Maßnahmenplan des LBP, ca. 5,3 ha 
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Die genannten Maßnahmen im Bereich Mettmeer dienen sowohl für den Teil I als auch für den 
Teil II des Bebauungsplanes 8/2 Budbergerstraße in Emmerich, als Ersatzmaßnahmen im Sinne 
der Eingriffsregelung. 

Für den Teil I des Bebauungsplanes inklusive der 1. Änderung besteht ein Defizit von 526.975 
und für den Teil II ein Ersatzbedarf von 418.676 ökologischen Einheiten. Somit steht dem Über-
schuss aus den Kompensationsmaßnahmen im Bereich Mettmeer von 950.806 ökologischen 
Einheiten einem Defizit von insgesamt 945.651 ökologischen Einheiten gegenüber. Der Eingriff, 
der durch die Vorhaben verursacht wird, ist damit ausgeglichen. Es verbleibt ein rechnerischer 
Überschuss von 5.155 ökologischen Einheiten.  

Die Darstellungen im Landschaftpflegerischen Begleitplan beziehen sich auf den gesamten Be-
bauungsplan N 8/2 Teil 2. Zur Zeit stehen die Flächenanteile der Flurstücke 14, 15 und 176, die 
nördlich des Ravenackerweges liegen, für eine Entwicklung jedoch noch nicht zur Verfügung. 
Damit lässt sich auch die Ortsrandeingrünung inklusive des auslaufenden Grünland-/Saumberei-
ches mit Obstgehölzen bzw. Kopfbäumen gegenwärtig nicht im vollen Umfang realisieren. Da-
durch einsteht ein zusätzlicher Ausgleichsbedarf von 65.905 ökologischen Einheiten. Diese müs-
sen durch eine Maßnahme in einer der Ortsrandeingrünung entsprechenden Form (Hecke, Obst-
wiese) auf einer externen Fläche in der Umgebung kompensiert werden. 

Zur Minderung des Eingriffs in das Ort- und Landschaftsbild werden zusätzlich 17 großkronige 
Straßenbäume entlang des Ravensackerweges gepflanzt. 

Die Durchführung dieser Maßnahmen wird über einen städtebaulichen Vertrag abgesichert. Bei 
Realisierung der noch ausstehenden Flächen ist jedoch die Ortsrandeingrünung unverzüglich 
fertigzustellen.  

 

Durch folgende Maßnahmen werden die Auswirkungen somit berücksichtigt und minimiert: 

• Erhalt von Gehölzen und Grünstrukturen, soweit dies im Rahmen der geplanten Bebauung 
möglich ist. 

• Gehölzfällungen und Baufeldfreimachung sind ausschließlich außerhalb der gesetzlichen Brut-
zeit von Vögeln (01.03.-30.09.) vorzunehmen. Alternativ kann eine Baufeldfreimachung auch 
innerhalb dieses Zeitraumes erfolgen, sofern bei vorangehenden Kontrollbegehungen im kon-
kreten Fall nachgewiesen wird, dass keine Brutreviere von Vögeln betroffen sind. 

• Zur Vermeidung negativer Auswirkungen u.a. auf Insekten und Fledermäuse wird für die Be-
leuchtung des Gewerbegebietes die Verwendung von Lampen mit insektenfreundlichen, nach 
unten abstrahlenden Leuchtmitteln empfohlen. Des Weiteren ist zur Minimierung der Licht-
emissionen eine Dimmung der Laternen in den Nachtstunden zu empfehlen. 

• Ausgleichsmaßnahmen für den Artenschutz im Bereich Mettmeer und an der Ortsrandeingrü-
nung 

• Festsetzung einer 25 m breiten Ortsrandeingrünung entlang der nördlichen Plangrenze im 
Rahmen einer öffentlichen Grünfläche und Anpflanzung von Straßenbäumen. 

• Umfangreiche Kompensationsmaßnahmen im Bereich Mettmeer, die insgesamt zum Aus-
gleich des Eingriffs, der durch das Vorhaben verursacht wird, führt. 
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Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen wie folgt 
dar: 

• Durch das Vorhaben sind Biotoptypen betroffen, die nur eine geringe bis mittlere Bedeutung 
für die Tier- und Pflanzenwelt haben.  

• Durch den hohen Versiegelungsgrad im geplanten Gewerbegebiet geht jedoch großflächig Le-
bensraum für die Tier und Pflanzenwelt verloren. 

• Im Falle von Kiebitz und Rebhuhn gehen Brutreviere verloren, die allerdings durch bereits rea-
lisierte CEFMaßnahmen, kompensiert werden können. Für den im Umfeld des Plangebietes 
festgestellten Steinkauz gehen Teile seines Nahrungsreviers verloren. Als Ausgleich für diesen 
Verlust werden für die Art innerhalb des Plangebietes geeignete Lebensraumstrukturen zur 
Nahrungssuche und als mögliches Bruthabitat angelegt. 

• Im Plangebiet selber kann auf der unversiegelten Fläche durch die festgesetzten landschafts-
pflegerischen Maßnahmen kein angemessener Ausgleich stattfinden. Der Eingriff kann durch 
die geplante Ortsrandeingrünung und durch die Anpflanzung von Straßenbäumen nur zu 
einem geringen Teil ausgeglichen werden. 

• Durch die bereits fertigstellten Kompensationsmaßnahmen im Bereich Mettmeer kann der 
Ausgleich für Natur und Landschaft erbracht werden. 

 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen damit nur von geringer 
Erheblichkeit. 

5.2.6 Auswirkungen auf das Landschaftsbild. 

Vom Ortsrand im Westen aus gesehen ist die Bebauung des Gewerbegebietes im Rahmen des 
Bebauungsplan Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 1) dem geplanten Gewerbegebiet vorgela-
gert. Von Norden und Osten aus gesehen besteht gegenwärtig freie Sicht auf die Bebauung des 
Gewerbegebietes BudbergerStraße, Teil 1.  

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild wie folgt 
dar: 

• Durch die geplante Ortsrandeingrünung im Norden wird das Vorhaben gegenüber der freien 
Landschaft abgeschirmt.  

• Die geplanten Gebäudehöhen von maximal 15 m orientieren sich an die Baukörperhöhen der 
vorhandenen Gewerbegebiete im Westen und Süden. Von Osten aus gesehen wird die Bebau-
ung wahrnehmbar bleiben. Vorgelagert ist hier nur Einzelbebauung. Die Beeinträchtigung 
nimmt jedoch mit zunehmender Entfernung ab, da die Höhe der geplanten Bebauung sich an 
die vorhandenen – von Osten aus gesehen im Hintergrund liegenden – Gewerbegebäude ein-
passt. 

 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild damit nur von geringer 
Erheblichkeit. 
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5.2.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Es hat sich erwiesen, dass im Plangebiet vorgeschichtliche Einzelfunde vorliegen. In Abstimmung 
mit dem Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege wurden in den letzten Jahren auf den eigen-
tumsrechtlich verfügbaren Flächen südlich des Ravensackerweges entsprechende Untersuchun-
gen durchgeführt und unterdessen abgeschlossen. Auf den Flächen nördlich des Ravensacker-
weges sind demgegenüber noch Prospektionsmaßnahmen durchzuführen.  

In Abstimmung mit dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege wird von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, die Zulässigkeit der angestrebten Nutzung auf den noch nicht untersuchten 
Flächen im Plangebiet solange auszuschließen, bis die Belange der Bodendenkmalpflege ab-
schließend geklärt sind. Zu diesem Zweck erfolgt eine entsprechende textliche Festsetzung ge-
mäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB („bedingte Festsetzung“). Die Anwendung dieser Festsetzung ist aus 
den beschriebenen besonderen städtebaulichen Gründen und im Sinne einer gesicherten Er-
schließung aller Grundstücke im Plangebiet erforderlich, um die Belange der Bodendenkmal-
pflege ausreichend zu berücksichtigen. 

Sonstige Kultur- und Sachgüter sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen, bzw. ein Vorkom-
men ist nicht bekannt. 

Zusammenfassend stellen sich die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild wie folgt 
dar: 

• Auf den eigentumsrechtlich verfügbaren Flächen südlich des Ravensackerweges sind boden-
denkmalpflegerische Prospektionen abgeschlossen. 

• Für die nördlich des Ravenackerweges liegenden Flächen wird über eine sog. bedingte Fest-
setzung in Bebauungsplan gesichert, dass die Zulässigkeit der angestrebten Nutzung auf den 
noch nicht untersuchten Flächen im Plangebiet solange ausgeschlossen ist, bis die Belange 
der Bodendenkmalpflege abschließend geklärt sind. 

• Sonstige Kultur- und Sachgüter sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen, bzw. ein Vor-
kommen ist nicht bekannt.  

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter damit unerheblich. 

6 Prognose bei Nichtdurchführung der Änderung (Nullvariante) 

Bei Nichtdurchführung des Bebauungsplanes würde der Stadt Emmerich die Möglichkeit einer 
Erweiterung und Arrondierung ihrer Gewerbeflächen mit ähnlicher Zielsetzung wie in den be-
nachbarten Gewerbegebieten genommen. Alternativen, die zu geringeren Umweltbelastungen 
führen könnten, stehen zurzeit nicht zur Verfügung. 

7 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich 

In der planerischen Abwägung sind die Belange von Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 
Dazu gehört auch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB. Danach 
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müssen für die durch die Planung zulässig werdenden Eingriffe und damit für die erheblichen 
Umweltauswirkungen Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen entwickelt und 
berücksichtigt werden. 

Ein Eingriff in Natur und Landschaft ist vermeidbar, wenn. 

• kein nachweisbarer Bedarf für das Vorhaben besteht, 

• das Vorhaben keine geeignete Lösung für die Deckung des vorhandenen Bedarfs dar-
stellt, 

• eine für Naturhaushalt und Landschaftsbild räumlich, quantitativ oder qualitativ günstigere 
Lösungsmöglichkeit besteht, welche den eigentlichen Zweck des Vorhabens ebenfalls erfüllt. 

 

Der Bebauungsplan inklusive der Festsetzungen und Maßnahmen für den Naturhaushalt, das 
Landschaftsbild, sowie für den Arten-, Boden- , Wasser und Klimawasserschutz entspricht die-
sen Zielen, da der Standort und die zur Verfügung stehenden Flächen qualitativ und quanti-
tativ für das vorgesehene Vorhaben geeignet sind.  

7.1 Naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Der Ausgleich eines Eingriffes ist dann gegeben, wenn nach seiner Beendigung keine erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zurückbleiben und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. 

Die Ausgleichbarkeit des Eingriffs ist gegeben, da unter anderem: 

• Der Bebauungsplan den Vorgaben aus übergeordneten Fachplanungen in der Regel nicht wi-
dersprechen, 

• Schutzgebiete und besonders schutzwürdige Biotope nicht in Anspruch genommen werden,  

• Der Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung und des Artenschutzes für die Inanspruchnahme 
der Flächen erbracht ist, 

• der Erholungsraum nicht wesentlich beeinträchtigt wird, 

• das Landschafts- und Ortsbild nicht wesentlich beeinträchtigt wird, 

• und durch geeignete technische, planerische oder sonstige Maßnahmen erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigungen des Naturhaushalts verhindert werden können. 

8 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten für ein entsprechendes Vorhaben mit den gleichen Vo-
raussetzungen sind im Stadtgebiet von Emmerich am Rhein zurzeit nicht vorhanden. 
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9 Zusätzliche Angaben 

9.1  Verwendete technische Verfahren 

Zur Beurteilung der Planung wurden im Wesentlichen die Angaben aus dem Regionalplan, aus 
der Landschaftsplanung des Kreises Kleve und aus dem gültigen Flächennutzungsplan der Stadt 
Emmerich am Rhein ausgewertet. Ergänzt wurden diese Angaben mit Hinweisen aus dem digi-
talen Auskunftssystem Bodenkarte BK50 NRW, Karte der schutzwürdigen Böden, aus dem 
LINFOS-Informationssystem des Landes NRW und aus vorliegenden Fachgutachten.  

Sonstige konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben ha-
ben sich bisher nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen 
Annahmen oder großräumigen Daten (z. B. Bodenkarte BK50 NRW, Klimaangaben) und beinhal-
ten eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltaus-
wirkungen der Planung in der vorliegenden Form, bilden die zusammengestellten Angaben je-
doch eine hinreichende Grundlage. 

9.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswir-
kungen 

Die planbedingten, erheblichen Umweltauswirkungen der vorliegenden Planung werden zum 
einen durch die zuständigen Fachabteilungen der Stadtverwaltung Emmerich am Rhein und zum 
anderen durch die zuständigen Umweltfachbehörden im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben-
erfüllung wahrgenommen. 

Nachteilige Umweltauswirkungen, die erst nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes entstehen 
oder bekannt werden und die deshalb nicht Gegenstand der Umweltprüfung und der Abwä-
gung sein konnten, können nicht systematisch und flächendeckend durch die Stadt permanent 
überwacht und erfasst werden.  

10 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Entwicklung gewerblicher Bauflächen auf insgesamt ca. 
50 ha im Ortsteil Klein-Netterden im Anschluss an das bestehende Gewerbegebiet Ost III. Für 
etwa die Hälfte dieser Fläche ist der Bebauungsplan Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 1) ab-
geschlossen. Nach Veräußerung eines Großteils der Flächen an einen Großinvestor besteht 
Nachfrage nach Erweiterungsflächen über den 1. Bebauungsplanbereich hinaus in Richtung Os-
ten. Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung gemäß den Darstellungen der seinerzeit 
vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschlossenen Rahmenplanung und der 53. Änderung 
des Flächennutzungsplanes zu ermöglichen, soll das Planungsrecht über einen weiteren Bebau-
ungsplan im Anschluss an den 1. Teil geschaffen werden.  
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Als Art der baulichen Nutzung ist ein Gewerbegebiet (GE) vorgesehen. Das zukünftige Gewerbe-
gebiet teilt sich in 3 Nutzungsgebiete. Um für die künftigen Gewerbebetriebe eine hohe Flexibi-
lität bei der Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Grundstücksflächen zu erzielen, wird die 
Grundflächenzahl (GRZ) einheitlich auf 0,8 festgesetzt. Aus dem gleichen Grund wird die Bau-
massenzahl (BMZ) auf 10,0 festgesetzt. Um eine unerwünschte Höhenentwicklung im Gebiet zu 
verhindern wird flankierend eine maximale Gebäudehöhe von 30,00 m über NN festgesetzt. Zur 
Erschließung wird der vorhandene Ravensackerweg als Planstraße ausgebaut und in Teilen nach 
Norden verschoben. Entlang dieser Planstraße ist ein Graben als öffentliche Abwasseranlage 
vorgesehen, der nur zur Aufnahme des auf den öffentlichen Verkehrsflächen anfallenden Nie-
derschlagswassers dient. Am südlichen Rand des Gewerbegebietes ist ein Regenrückhaltebe-
cken ausgewiesen, das das Niederschlagswasser aus den Nutzungsgebieten südlich des Ravena-
ckerweges aufnehmen soll, da in diesem Teil des Gewerbegebietes eine Versickerung des anfal-
lenden Niederschlagswassers über Bodenfiltersysteme wegen der Bodenverhältnisse nicht ge-
nerell möglich ist. Ebenso ist in den Gewerbegebieten G1, nördlich der Planstraße, ein Rückhal-
tegraben für das Niederschlagswasser vorgesehen. 

Durch den Bebauungsplan sind keine naturschutzrechtlichen, bodenschutzrechtlichen und was-
serrechtlichen Schutzgebiete betroffen. 

Die Bewertung der jeweiligen Schutzgüter wurde vorgenommen und die möglichen Auswirkun-
gen des Vorhabens auf diese Schutzgüter diskutiert und bewertet. 

Insgesamt ergeben sich folgende Auswirkungen für die jeweiligen Schutzgüter: 

Schutzgut Zusammenfassende Auswirkungen Erheblichkeit der 
Auswirkungen 
unter Berücksichti-
gung von Festsetzun-
gen und Maßnahmen 

Mensch • Emissionen werden sich durch Gewerbeansiedlung und Verkehr 
erhöhen. Über Festsetzungen im Bebauungsplan wird eine An-
siedlung von Gewerbe mit hohem Schadstoffausstoß unterbun-
den. 

• Über Festsetzungen wir gesichert, dass im Rahmen der späteren 
Baugenehmigungen von den Betrieben die Einhaltung der Emis-
sionskontingente über Schallausbreitungsrechnungen nachzuwei-
sen ist. 

• Die ursprüngliche Wegeverbindung von der Wohnbebauung im 
Westen zur freien Landschaft im Osten, über die Budberger 
Straße und den Ravensackerweg, geht durch das Vorhaben insge-
samt für die Freizeit- und Erholungsnutzung verloren. 

mittel 

Boden • Insgesamt wird durch den hohen Versiegelungsgrad im Geltungs-
bereich Boden im Sinne eines natürlichen Bodenhaushaltes ver-
nichtet. 

• Mutterboden ist nach den Vorschriften der DIN 19731 und DIN 
18915, unter bodenkundlicher Baubegleitung eines qualifizierten 
Gutachters, vom Unterboden getrennt zu lagern oder abzufahren. 
Im Rahmen des Bebauungsplans werden diese Bodenschutzmaß-
nahmen durch entsprechende Hinweise zum schonenden Umgang 
mit dem Boden und durch städtebauliche Verträge gesichert 
(Schutzmaßnahmen). 

• Durch Aufwertung der Böden im Bereich Mettmeer wird den Be-
langen des Bodenschutzes in gewisser Weise Rechnung getragen. 

hoch 
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Schutzgut Zusammenfassende Auswirkungen Erheblichkeit der 
Auswirkungen 
unter Berücksichti-
gung von Festsetzun-
gen und Maßnahmen 

Wasser • Schutzmaßnahmen während der Bauphase zur Vermeidung von 
Grundwasserverschmutzung 

• Rückhaltung und Reinigung des Niederschlagswassers in Rückhal-
temulden mit Bodenfilter oder eines Reckenrückhaltebereiches. 

• Beschränkung auf Gewerbeansiedlungen, bei denen nur gering 
verschmutztes Niederschlagswasser anfällt durch entsprechende 
Festsetzung im Bebauungsplan. 

• Die Art und Weise der Niederschlagsentwässerung ist gegenüber 
einer direkten Einleitung in ein Regenwasserableitungssystem im 
Hinblick auf den erhöhten Oberflächenabfluss von Vorteil (Hoch-
wasserschutz). Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades ist die 
Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes dennoch hoch. 

hoch 

Klima/ Luft • Durch das Vorhaben wird sich das Mikroklima im Vergleich zu den 
heutigen Freiflächen infolge erhöhter Temperaturen und Emissio-
nen aus Gewerbebetrieb und Verkehr verschlechtern.  

• Die Anlage von Rückhaltemulden für anfallendes Niederschlags-
wasser kann zur Verbesserung der Luftfeuchte im geplanten Ge-
werbegebiet beitragen.  

• Da Gewerbebetriebe mit hohem Schadstoffaustausch nicht zuläs-
sig sind, wird der Schadstoffausstoß im gewissen Umfang gemin-
dert.  

• Eine festgesetzte Ortsrandeingrünung schirmt mögliche Emissio-
nen gegenüber der freien Landschaft ab.  

• Die Möglichkeit der Solarenergienutzung auf Flachdächern stellt 
einen positiven Beitrag zum globalen Klimaschutz dar. 

mittel 

Tiere und 
Pflanzen 

• Durch das Vorhaben sind Biotoptypen betroffen, die nur eine ge-
ringe bis mittlere Bedeutung für die Tier- und Pflanzenwelt haben.  

• Durch den hohen Versiegelungsgrad im geplanten Gewerbegebiet 
geht jedoch großflächig Lebensraum für die Tier und Pflanzenwelt 
verloren. 

• Im Falle von Kiebitz und Rebhuhn gehen Brutreviere verloren, die 
allerdings durch bereits realisierte CEFMaßnahmen, kompensiert 
werden können. Für den im Umfeld des Plangebietes festgestell-
ten Steinkauz gehen Teile seines Nahrungsreviers verloren. Als 
Ausgleich für diesen Verlust werden für die Art innerhalb des 
Plangebietes geeignete Lebensraumstrukturen zur Nahrungssuche 
und als mögliches Bruthabitat angelegt. 

• Im Plangebiet selber kann auf der unversiegelten Fläche durch die 
festgesetzten landschaftspflegerischen Maßnahmen kein ange-
messener Ausgleich stattfinden. Der Eingriff kann durch die ge-
plante Ortsrandeingrünung und durch die Anpflanzung von Stra-
ßenbäumen nur zu einem geringen Teil ausgeglichen werden. 

• Durch die bereits fertigstellten Kompensationsmaßnahmen im Be-
reich Mettmeer kann der Ausgleich für Natur und Landschaft er-
bracht werden. 

gering 

Anlage 6 zu Vorlage
0911/2016



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. N 8/2 Budberger Straße Teil II der Stadt Emmerich am Rhein 

31 

Schutzgut Zusammenfassende Auswirkungen Erheblichkeit der 
Auswirkungen 
unter Berücksichti-
gung von Festsetzun-
gen und Maßnahmen 

Landschafts-
bild 

• Durch die geplante Ortsrandeingrünung im Norden wird das Vor-
haben gegenüber der freien Landschaft abgeschirmt.  

• Die geplanten Gebäudehöhen von maximal 15 m orientieren sich 
an die Baukörperhöhen der vorhandenen Gewerbegebiete im 
Westen und Süden. Von Osten aus gesehen wird die Bebauung 
wahrnehmbar bleiben. Vorgelagert ist hier nur Einzelbebauung. 
Die Beeinträchtigung nimmt jedoch mit zunehmender Entfernung 
ab, da die Höhe der geplanten Bebauung sich an die vorhandenen 
– von Osten aus gesehen im Hintergrund liegenden – Gewerbege-
bäude einpasst. 

gering 

Kultur-  
und Sachgü-
ter 

• Auf den eigentumsrechtlich verfügbaren Flächen südlich des Ra-
vensackerweges sind bodendenkmalpflegerische Prospektionen 
abgeschlossen. 

• Für die nördlich des Ravenackerweges liegenden Flächen wird 
über eine sog. bedingte Festsetzung in Bebauungsplan gesichert, 
dass die Zulässigkeit der angestrebten Nutzung auf den noch nicht 
untersuchten Flächen im Plangebiet solange ausgeschlossen ist, 
bis die Belange der Bodendenkmalpflege abschließend geklärt 
sind. 

• Sonstige Kultur- und Sachgüter sind durch den Bebauungsplan 
nicht betroffen, bzw. ein Vorkommen ist nicht bekannt. 

unerheblich 

 

Abgesehen von den dargestellten Beziehungen bestehen keine speziellen Wechselwirkungen, 
die über das hinausgehen, was in den Beschreibungen und den Bewertungen zu den einzelnen 
Schutzgütern enthalten ist. 

Insgesamt sind die planungsbedingten Auswirkungen auf die Schutzgüter von geringer bis 
mittlerer Erheblichkeit. Die Beeinträchtigung der Schutzgüter Boden und Wasser ist bei einer 
vorgesehenen Bebauung durch die Versiegelung des Bodens allgemein als hoch einzustufen. 
Im Abgleich mit allen Schutzgütern und unter Berücksichtigung der dargestellten Festsetzun-
gen und Maßnahmen bleiben die Planungen im Rahmen des Bebauungsplanes aber insgesamt 
umweltverträglich. 

Kleve, den 20.10.2016 

 
(Michael Baumann-Matthäus) 
 
Büro Dipl. Ing. Ludger Baumann 
Freier Landschaftsarchitekt 
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